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III. 


Unter den vielen Reformvorſchlägen, welche die Univerſitäten 
berühren, iſt einer bezüglich des Ferienweſens nicht zu finden. Und 
doch iſt kaum ein anderer Punkt des Univerſttätslebens vorhanden, bei 
welchem Abhilfe dringender geboten und, was vor Allem in die Wag⸗ 
ſchale fällt, leichter durchzuführen wäre. Wir wollen es daher 
verſuchen, in nachſtehenden Zeilen darzuthun, wie die maßlofe Aus⸗ 
dehnung der Ferien, denn von dieſen ſprechen wir, ſich beſchränken laſſe. 

Nach den geſetzlichen Vorſchriften umfaßt das Studienjahr nach 
Abzug aller Ferien neun Monate; zwei Monate entfallen nämlich auf 
die großen Herbſtferien, vierzehn Tage auf die Oſter⸗, acht auf die 
Weihnachts⸗, drei auf die Faſchings⸗ und mindeſtens drei auf Pfingſt⸗ 
und Maiferien, Immatriculattons⸗ und Inaugurationstage. Thatſächlich 
ſtellt ſich aber die Sache ganz anders. 

Zunächſt ſind die Weihnachtsferien durch eine Art indirecter 
Verordnung bis zum 6. Jänner ausgedehnt; es wird nämlich für die 
Einjährig⸗Freiwilligen dieſe Zeit als collegienfrei angeſehen. Sodann 
beginnt jedes Semeſter rückſtchtlich der Vorleſungen um zwei Wochen 
nach und ſchließt faſt drei Wochen vor dem geſetzlichen Termin, ſo 
daß wir auf dieſe Weiſe ſchon eine Verlängerung der Ferien um 
mindeſtens 10 Wochen erhalten und das Studienjahr auf weniger als 
ſieben Monate zuſammenſchrumpfen ſehen. Kommt nun noch in An⸗ 
ſchlag, daß auf jeden Monat mindeſtens fünf Sonn⸗ und Feiertage 
entfallen, werden alſo von den höchſtens ſieben Monaten des Studien⸗ 
jahres noch 35 Tage abgezogen, ſo bleiben nicht einmal 180 Tage 
für die Vorleſungen übrig. Hiebei ſehen wir von Krankheiten und 
anderen Abhaltungen der Docenten ganz ab, der Verhinderungen der 
Studenten ſelbſtverſtändlich gar nicht zu gedenken. Es genügt das An⸗ 
geführte, um das ganz und gar Ungehörige der fraglichen Ver⸗ 
hältniſſe zur Evidenz zu bringen. 

Wo iſt nun die Urſache dieſer Zuſtände zu finden? Sie liegt 
hauptſächlich in den zweckwidrigen Vorſchriften über die Inſcriptions⸗ 
und Frequenzbeſtätigungsfriſten, Einrichtungen, gegen welche die pflicht⸗ 


eifrigſten Docenten vergebens angekämpft haben und ankämpfen werden. 


Nach dieſen Beſtimmungen umfaßt die regelmäßige Inſeriptionsze it 
die drei letzten Tage der Ferien und die vierzehn erſten des Geme- 
ſters, nach Ablauf dieſer Friſt kann binnen der nächſten acht Tage von 
dem Profeſſorencollegium und von da an, allerdings nur in den ſel⸗ 
tenſten Fällen, aber ohne Fixirung einer Zeitgrenze von dem akade⸗ 
miſchen Senate die Aufnahme bewilligt werden; um die Beſtätigung 
des Beſuches hat ſich der Studirende binnen der letzten drei Wochen 
des Semeſtees bei den betreffenden Docenten und bei dem Decane 
zu melden Es iſt nun freilich durch ſpecielle Nachtragsverordnungen 
den Studirenden zur Pflicht gemacht, am erſten Tage des Semeſters 
die Vorleſungen anzumelden und zu beſuchen und die Einhaltung 
dieſer Pflicht als Beurtheilungsmement bei Verleihung von Begünſti⸗ 
gungen u. ſ. w. bezeichnet, es iſt in den allgemeinen Anordnungen 
nicht ausgeſprochen, daß der Docent und Decan die Beſuchsbeſtätigung 
zwei und drei Wochen vor Schluß des Semeſters ertheilen müſſe, es 
liegt aber zu ſehr in der Natur der Sache, daß die Praxis ſich der 
geſchaffenen Möglichkeiten bemächtigt. Den Schluß der Vorleſungen 
hinauszuſchieben, dies könnte durch das einmüthige Wollen der 
Profeſſorencollegien vielleicht gelingen, aber nur durch das kaum er⸗ 
reichbare einmüthige Vorgehen an ſämmtlichen Univerſitäten einen 
erheblich früheren Beginn der Vorleſungen zu erzwingen, haben die 
Docenten entſchieden nicht in ihrer Macht. Es ſoll hier durchaus 
nicht in Abrede geſtellt werden, daß in den Profeſſorencollegien und 
akademiſchen Senaten ſich ein unbegreiflich nachſichtiges Vorgehen bei 
der nachträglichen Aufnahmsbewilligung entwickelt hat, nur ſo iſt es 
erklaͤrlich, daß z. B. an den drei weltlichen Facultäten der Grazer 
Univerſität im Winter⸗ wie im Sommerſemeſter 1872 mehr als ein 
Drittel der Studenten nach Ablauf der regelmäßigen Friſt inſcribirt 
wurde. Allein durch eine größere Strenge in dieſer Beziehung könnte 
der Uebelſtand noch immer nicht behoben werden, daß, um bei der⸗ 
ſelben Univerſität und demſelben Jahre zu bleiben, in den erſten zehn 
Tagen des Semeſters nicht einmal ein Drittel der Hörer der Univer- 
ſität verſammelt iſt. 

Unter ſolchen Verhältniſſen wäre es aber ein geradezu zweck⸗ 
widriges Anſinnen, die Docenten, wie es das Miniſterium thatſächlich 
gethan hat, zu den einleitenden, hodegetiſchen Vorleſungen zu einer 
Zeit zu veranlaſſen, in welcher die überwiegende Mehrzahl des Audi⸗ 
toriums von der Univerſitätsſtadt abweſend iſt 

Man muß nun wohl billig fragen, welche Gründe dazu geführt 
haben, dieſe Zeitbeſtimmungen feſtzuſetzen, welche beſtimmen könnten, 
an denſelben feſtzuhalten. Daß Angeſichts der von der Praxis beliebten 
Auslegung der Spielraum für die Beſuchsbeſtätigung als ein unglück⸗ 
lich firirter anzuſehen ſei, daß man ihn füglich von drei Wochen auf 
hoͤchſtens eine herabſetzen könne, iſt ſo einleuchtend daß wir jedes 
weitere Erörtern der möglichen Gründe der unglücklichen Beſtimmung 
für überflüſſig halten Was nun den Inſeriptionstermin betrifft, b ſo 
mag für die 17tägige Dauer der Friſt der Geſichtspunkt mitbeſtim⸗ 
mend geweſen ſein, daß die techniſchen Schwierigkeiten der maſſen⸗ 
haften Aufnahme eine längere Zeit für dieſelben erfordern. Wir wollen 
dies unbeſtritten laſſen, zumal ſeit der Anticipativzahlung der Colle⸗ 


giengelder das Aufnahms⸗ und Caſſageſchäft zuſammenfällt, wenn auch 
die überwiegende Maſſe der Eintretenden ſich bei einem noch ſo 
langen Meldungstermine auf wenige Tage des Endes beſchränken 
wird. Indeß, dies auch zugegeben, folgt aus der Nothwendigkeit einer 
längeren Inſcriptionsfriſt noch immer nicht die Verlegung derſelben 
in das Semeſter ſelbſt. \ 

Es bleibt uns daher nichts übrig, als die Urſache hievon 
anderswo zu ſuchen und fie mit Bezug auf die urſprünglichen Be⸗ 
ſtimmungen ſowohl als auf die Nachtragsverordnungen in dem den 
Studirenden für die erſten 10 Tage des Semeſters eingeräumten 
Hoſpitirungsrecht zu finden. Wir ſind weit entfernt, an dieſem Rechte 
der Studenten rütteln zu wollen, welches im innigen Zuſammenhange 
mit der Freiheit derſelben in der Wahl der Collegien und Docenten 
ſteht, wir glauben aber, daß dies Hoſpitirungsrecht gar nicht noth⸗ 
wendig zu den beſtehenden Inſeriptionsformen führt, ſondern im 
Gegentheile durch die letzteren geradezu illuſoriſch gemacht wird, da 
in Folge derſelben ein Collegium faſt niemals in den erſten 10 Tagen 
des Semeſters eröffnet wurde. Es geht doch nicht an, den Docenten 
zuzumuthen, fie ſollten Vorleſungen eröffnen, ſelbſt, wenn kein einziger 
Hörer angemeldet iſt, nur den eventuellen Hoſpitanten zu Liebe. Um 
das Hoſpitirungsrecht zur Wahrheit zu machen, gibt es nur folgendes 
Mittel, wenn zugleich der rechtzeitige Beginn der Vorleſungen ermög⸗ 
licht werden ſoll. Die Infeription muß in die Ferien verlegt und von 
ihr die Meldung bei dem Docenten auch rückſichtlich der Friſt getrennt 
werden, was bisher nur thatſächlich der Fall geweſen. Die letzten 
14 Tage der Ferien ſeien für die regelmäßige Inſeription iu der 
Quäſtur beſtimmt, während der erſten Woche des Semeſters ſei die. 
nachträgliche Aufnahme von dem betreffenden Profeſſorencollegium, 
während der zweiten von dem akademiſchen Senate abhängig, jede 
ſpätere Eintrittsbewilligung aber dem Miniſterium vorbehalten. Soll⸗ 
ten dieſe Vorſchläge zu drakoniſch ſein, ſo könnte man als äußerſte 
Conceſſton eine Verlängerung dieſer Termine etwa in der Art zu⸗ 
geben, daß die regelmäßige Inſeription noch die erſte Woche des 
Semeſters in ſich ſchließe, das Bewilligungsrecht des Profeſſorencolle⸗ 
giums die zweite, das des akademiſchen Senates die dritte und vierte 
umfaßte; eine beſtimmte Zeitgrenze muß aber dem letzteren nach den 
bisherigen Erfahrungen unbedingt gezogen werden. 

Von der Inſcription in der Quäſtur an möge ein Zeitraum 
von 14 Tagen für die Meldung bei dem Docenten und für die 
Ausübung des Hoſpitirungsrechtes gewährt werden; innerhalb dieſer 
Friſt müßte es freiſtehen, ein gewähltes Collegium zu löſchen oder 
ſich für ein neues zu inſcribiren. 

Durch dieſe einfachen Maßnahmen würde ſomit ein Mehrfaches 
erreicht, gang gewiß wenigſtens das Eine, worauf wir den größten 
Nachdruck in dieſen Zeilen legen, daß die Möglichkeit gewonnen wäre, 
dem Studienjahre acht Wochen zurückzuerobern. Ob dieſe Gelegenheit 
nicht auch ergriffen werden ſollte, die Weihnachtsferien auf ihr früheres 
Maß zurückzuführen u. ſ. w., durch eine Verlegung der großen Herbſt⸗ 
ferien eine gleichmäßigere Theilung des Jahres in Semeſter zu er⸗ 
reichen, dies laſſen wir für heute dahingeſtellt. 


Mittheilung aus der Praris. 


Competenzſtreit. Ueber die Frage der Zuerkennung des (in Tirol ſo⸗ 

genannten) Vieinatsrechts an einzelne Perſonen (oder Gemeinde⸗ 

fractionen) ſind die Gerichte die zur Entſcheidung competenten 
Behörden. 


Ueber den von der Gemeindefraction San Lugano in Südtirol 
bei dem k. k. Reiche gerichte eingebrachten Antrag auf Entſcheidung 
eines negativen Competenzeonflietes zwiſchen den Gerichts⸗ und Ver⸗ 
waltungsbehörden und beziehungweiſe der landesſürſtlichen politiſchen 
und der autonomen Landes⸗Verwaltungsbehörde und über das geſtellte 
Begehren: „Das Reichsgericht wolle die Streitangelegenheit wegen 
des von ihr behaupteten Vicinates zur Comunitä generale von Fleims 
(Fiemme) entſcheiden und beſtimmen, welche der adminiſtrativen Be⸗ 
hörden hierüber unbedingt zu entſcheiden habe“, — hat das Reichsge⸗ 
richt unterm 24. October 1872, 3. 143, zu Recht erkannt, daß in ſo⸗ 
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abgeleiteten Vermögensrechte handle, die Civiigerichte zuſtändig ſeien. 

Das Reichsgericht hat ſeinem Urtheile die nachſtehenden auch 
den Sachverhalt umfaſſenden Gründe angehängt: 

„Nach Ausweis der Acten hat die Gemeindefraction von San 
Lugano die Streitſache wider die Comunità generale (nicht Comune 
generale), welche den Anſtoß zu den verſchiedenartigen Competenzableh⸗ 
nungen gab, mit einer bei dem Kreisgerichte Trient eingebrachten Klage an⸗ 
hängig gemacht und darin das Begehren geſtellt, daß 1. der Gemeinde⸗ 
fraction San Lugano das Vicinatsrecht an der Comunitä generale 
von Fiemme gebühre und daß daher („quindi“) die letztere die Ge⸗ 
meinde San Lugano als ihr Mitglied anerkennen und derſelben alle 
jene Emolumente aus dem Communitätsvermögen zugeſtehen müſſe, 
welche die einzelnen Vieint aus der Comunitä generale beziehen; 
daß 2. der Gemeindefraction und ihren Gemeindegliedern, ſo wie 
allen anderen Vicini der Comunitä generale das Recht der Dienſt⸗ 
barkeit zuzuerkennen ſei, für ihren Bedarf auf allen Wald- und Weide⸗ 
gründen der Comunitä generale zu holzen und zu weiden; wobei 
es aber 3. der Comumtaà generale freiſtehen ſoll, ſowohl in Bezie⸗ 
hung auf den erſten als den zweiten Punkt des Klagebegehrens nach 
Befund der Sachverſtändigen der klagenden Gemeinde San Lugano, 
mit Rückſicht auf den Umfang der Güter der ganzen Comunitä ge- 
nerale im Verhältniſſe zur Geſammtbevölkerung der Comunitä und 
zur Partialbevölkerung von San Lugano ſoviel Wald⸗ und Weide⸗ 
grund zuzuweiſen, als der Vieinats⸗ oder der angezeigten Servituts⸗ 
berechtigung entſpricht. 

Die in Folge dieſer Klage vorerſt zwiſchen den Gerichts- und 
Verwaltungsbehörden entſtandenen mannigfachen Competenzconflicte 
find in Beziehung auf diejenigen Momente des obigen Klagebegehrens, 
welche ſich auf die Zuerkennung der erwähnten Servitutsberechtigung 
beziehen, endgiltig abgethan und können daher nicht mehr einen Ge⸗ 
genſtand der Entſcheidung des Reichsgerichtes bilden, weil durch das 
von dem k. k. oberſten Gerichtshofe in Uebereinſtimmung mit dem da⸗ 
mals beſtandenen k. k. Staatsminiſterium geſchöpfte Erkenntniß vom 
22. Juli 1863, 3. 5228 die Entſcheidung über dieſe Punkte der 
anhängigen Streitſache zur Competenz der Grundlaſten⸗Ablöſungs⸗ 
und Regulirungscommiſſion verwieſen worden und gegen dieſes in den 
beſtehenden Geſetzen begründete Competenzerkenntniß von keiner der 
betheiligten Behörden mehr ein Einſpruch erhoben worden iſt. 

Allerdings muß aber in Beziehung auf diejenigen Theile des 
obigen Klagebegehrens, welche ſich auf die Zuerkennung des Vicinat⸗ 
rechtes und der hieraus abgeleiteten Vermögensanſprüche beziehen, der 
entſtandene Competenzconflict und zwar nicht bloß zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenartigen (einerſeits landesfürſtlichen politiſchen und andererſeits 
autonomen Landes⸗) Verwaltungsbehörden unter ſich, ſondern auch 
zwiſchen den Gerichten einerſeits und den Verwaltungsbehörden anderer⸗ 
ſeits als noch vorhanden angeſehen und ſofort nach Maßgabe des Art. 2, lit. 
a und b des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, Nr. 143 
R. G. Bl., das Reichsgericht als berufen erkannt werden, dieſen Com⸗ 
petenzeonflict zu entſcheiden. 

Es kann dagegen nicht eingewendet werden, daß die Nichtzu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichtsbehörden aus dem Grunde bereits als eine res judi- 
cata anzuſehen ſei, weil der oberſte Gerichtshof mit feinen bereits erwähn- 
ten Erkenntniſſe vom 22. Juli 1863, 3 5228, ebenfalls im Einvernehmen 
mit dem Staatsminiſtertum, auch rückſichtlich dieſes Theiles der in Rede ſte⸗ 
henden Competenzſtreitigkeit entſchieden habe, daß zur Entſcheidung des 
ſich auf das Vicinatsrecht und die daraus abgeleiteten Rechtsfolgen 
nicht die Gerichts⸗ ſondern die politiſchen Behörden zuſtändig ſeien; 
denn dieſes Zwiſchenerkenntniß des oberſten Gerichtshofes könnte ſchon 
aus dem Grunde nicht als eine rechtskräftige oder endgiltige Entſchei⸗ 
dung angeſehen werden, weil der in Gemäßheit derſelben bei den po⸗ 
litiſchen Behörden eingeleitete Proceß über die Hauptſache noch immer 
anhängig iſt und weil das Erkennen über die letztere von Seite der 
politiſchen Behörden in höchſter Inſtanz von dem Miniſterium des 
Innern mit Erlaß vom März 1871, 3. 1853, ſogar wieder wegen 
Incompetenz abgelehnt worden iſt. Hiedurch hat alſo das an die 
Stelle des beſtandenen Staatsminiſteriums getretene Miniſterium des 
Innern eine früher erklärte Zuſtimmung zu dem obigen Erkenntniſſe 
des oberſten Gerichtshofes wenigſtens inſoferne wieder zurückgenommen, 
als es nunmehr erkannte, daß die in Rede ſtehende Streitſache nicht 
zur Competenz der politiſchen Behörden gehöre, ſondern vor den 
autonomen Landesorganen auszutragen ſei Da nun aber auch der 


weit es ſich um die Zuerkennung des Vicinatsrechtes und der daraus] tiroliſche Landesausſchuß, an den ſofert die Hauptſache zur meritoriſchen 


Entſcheidung geleitet worden war, mit Erkenntniß vom 5. April 
1871, 3. 2325, feine Competenz abgelehnt und darauf hingewieſen 
hat, daß dieſer Gegenſtand zur eivilgerichtlichen Competenz gehöre; 
ſo erſcheint derzeit auch die Frage der gerichtlichen Competenz wieder 
angeregt und es liegt zugleich die allſeitige Ablehnung der Compe⸗ 
tenz vor. 

Es muß daher der negative Competenzconflict zwiſchen allen 
dieſen Behörden als noch fortbeſtehend und vorhanden angenommen 
werden. 

Der Annahme, daß der vorliegende negative Competenzeonflict, 
namentlich auch im Verhältniſſe der Gerichts- und Verwaltungsbe⸗ 
hörden zu einander als fortbeſtebend und noch vorhanden anzunehmen 
ſei, ſteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß die den Antrag auf 
Entſcheidung des Competenzconflictes ſtellende Gemeindefraction von 
San Lugano in ihrer an das Reichsgericht gerichteten Eingabe eben⸗ 
falls vorauszuſetzen ſcheint, daß die Competenz der Gerichtsbehörden 
gar nicht mehr in Frage zu kommen habe, indem ſie das Begehren 
ſtellt: „das Reichsgericht wolle entſcheiden, welche von den politiſchen 
und Adminiſtrativbehörden hier unbedingt („assolutamente“) zu ent⸗ 
ſcheiden habe“; — denn es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß das Reichs⸗ 
gericht bei all' ſeinen Erkenntniſſen die Geſetze, worauf es dieſelben 
ſtützt, von Amts wegen zu berückſichtigen habe, daher auch bei der 
Entſcheidung eines Competenzconflictes feinen Urtheilsſpruch, welche 
Behörden es für competent erkenne, ausſchließend nach Maßgabe der 
beſtehenden Geſetze und nicht nach der Anſicht oder dem Begehren 
einer der ſtreitenden Parteien zu ſchopfen habe. 

Uebergehend zur Löſung des vorliegenden Competenzconflictes 
ſelbſt mußte das Reichsgericht vor Allem auf den Inhalt des ſchon 
früher erwähnten Klagebegehrens vom 7. Mai 1856 Bedacht nehmen, 
aus deſſen Inhalte erhellt, daß der ad a) erwähnte (nach dem vorher 
Geſagten bei dem Reichsgerichte allein in Betracht kommende) Theil 
desſelben zunächſt und unmittelbar die Anerkennung des Vieinats⸗ 
rechtes der Gemeindefraction San Lugano zur Comunitä generale 
von Fiemme beziele und nur ſchlußfolgerungsweiſe „quindi“, d. i. 
„daher“ auch die Anerkennung der Mitgliedſchaft von San Lugano an 
der genannten Comunitä generale und hienach auch den Mitgenuß 
an den Vermögensrechten dieſer Communität, wie dieſelben allen ein⸗ 
zelnen Vicini zuſtehen, ſo wie die Zuweiſung eines dem Vieinatrechte 
entſprechenden Wald⸗ und Weidegrundes anſtrebe. 

Hienach hängt die Entſcheidung der Frage, ob dieſe Streit⸗ 
ſache zur Competenz der Gerichts- oder der Verwaltungsbehörden gehöre, 
von der rechtlichen Natur des eingeklagten Vicinatsrechtes ab. Dieſe 
kann aber nor aus der Geneſis und allmäligen Fortentwicklung der 
Comunità generale von Fiemme, worüber in den Verhandlungsacten 
der politiſchen Behörden erſchöpfende Erhebungen vorliegen und vor 
Allem aus dem den Aeten beiliegenden „Statuto“ dieſer Comunitä 
generale, welches die Ueberſchrift führt: „Antichissime Consuetudini 
della fedelissima Valle di Fiemme ora per Clementissimo So- 
vrano Imperiale indulte, riformate salva la Clementissima Rati- 
ficazione“, — beurtheilt und feſtgeſtellt werden, da zwar darüber, 
ob dieſes Statuto ſchon im Jahre 1447 oder erſt im Jahre 1613 
aus den damals ſchon ſeit mehreren Jahrhunderten beſtandenen 
Rechtsgewohnheiten ſchriftlich zuſammengefaßt worden ſei, die Angaben 
ſchwanken, der Umſtand aber von allen Behörden ſeit unvordenklichen 
Zeiten als zweifellos angenommen und auch von den betheiligten 
Parteien nicht widerſprochen wird, daß dieſes Statuto mindeſtens ſeit 
Anfang des 17. Jahrhunderts, obgleich in Einzelnheiten mannigfache 
Abänderungen hinzugekommen ſind, im großen Ganzen als die in an⸗ 
erkannter Wirkſamkeit ſtehende Hauptnorm zur Beurtheilung aller in 
Beziehung auf die Comunità generale von Fiemme obwaltenden 
Nechtsverhältniſſe gegolten habe und noch gelte. 

Die erwähnten rechtsgeſchichtlichen Nachweiſungen über den 
Urſprung und weiteren Fortgang dieſer Comunitä’ generale zeigen 
nun, daß das Thal von Fiemme und ſeine Einwohner bei ihrer ur⸗ 
ſprünglichen Vereinigung, welche, wenn nicht noch früher, doch min⸗ 
deſtens ins 11. Jahrhundert zurückdatirt, allerdings eine vollkommen 
ſouveräne Gemeinſchaft, ausgeſtattet mit allen ſtaatlichen Hoheitsrechten, 
analog den Ur⸗Cantonen der Schweiz, geweſen ſein mag, daß ſich je⸗ 
doch dieſelbe im Laufe der Zeiten theils in Folge der Selbſtunterwer⸗ 
fung unter den Schutz und die Oberhoheit des Fürſtbiſchofs von 
Trient und der Regenten Oeſterreichs als Herren von Tirol, theils in 
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öſterreichiſchen Regierung, allmälig jedes politiſchen Verbandes ent⸗ 
äußert und in eine ausſchließend privatrechtliche Communität, mit Be⸗ 
wahrung ihres Eigenthumsrechts und Genuſſes all' ihrer Grundſtücke, 
Wieſen, Wälder, Weiden, Alpen, Seen und ſonſtigen Gewäſſer u. ſ. f. 
umgeſtaltet habe. ö 

Noch beſtimmter aber ergibt ſich aus dem allegirten Statuto 

und insbeſondere aus deſſen 10. Capitel, daß dieſe Comunitä gene- 
rale nicht als eine politiſche Gemeinde oder als eine Geſammtheit 
mehrerer politiſchen Gemeinden im Sinne unſerer heutigen Gemeinde⸗ 
geſetze angeſehen werden könne, ſondern vielmehr eine Rechtsgenoſſen⸗ 
ſchaft (oder Rechtsgemeinſchaft) beſtimmter einzelner Bewohner von 
eilf verſchiedenen Gemeinden vorzugsweiſe in Beziehung auf Vermö⸗ 
gens rechte iſt, welche, wie ſchon erwähnt, ein Geſammteigenthum auf 
beſtimmte Grundſtücke, Felder und Wieſen, Wälder, Weiden, Alpen, 
Gewäſſer u. ſ. f. beſitzt! und in Beziehung auf deſſen gemeinſame 
Benützung unter den Mitgliedern der Genoſſenſchaft (Vicini genannt) 
gewiſſe privatrechtliche Satzungen beſtehen. 
N Aus eben dieſem Statuto und insbeſondere aus deſſen 12. Ca⸗ 
pitel ergibt ſich ferner, daß auch der Rechtstitel, durch welchen die 
Mitgliedſchaft an dieſer Rechtsgenoſſenſchaft, d. i das Vicinatsrecht 
begründet wird, nicht durch die Aufnahme in den politiſchen Verband 
einer gewiſſen Gemeinde, ſondern lediglich entweder durch die directe 
männliche Abſtammung von einem in dem Vieinatsregiſter immatri⸗ 
eulirten Vicino (alſo durch Erbrecht), oder durch einen Verleihungscket 
von Seite der Geſammtverſammlung der Comunità generale (alſo 
durch Vertrag), in beiden Fällen verbunden mit dem Wohnſitze (abi- 
tazione) in einer der eilf Gemeinden bedingt iſt. 

Da hienach das Vicinatsrecht in erſter Linie einen Complex 
von Vermögensrechten umfaßt, alſo nach ſeinem Inhalte privatrecht⸗ 
licher Natur iſt und auch die Rechtstitel ſeiner Erwerbung privat⸗ 
rechtlichen Charakter haben; ſo kann zur Entſcheidung der in Rede 
ſtehenden Streitſache, inſoweit es ſich dabei um die Zuerkennung des 
Vicinatsrechts und der daraus abgeleiteten Vermögensrechte, d. i. pri⸗ 
vatrechtlichen Folgen handelt, im Sinne der beſtehenden Geſetze wohl 
nur der Civilrichter als competent erkannt werden. 

Hienach ſtellt ſich zugleich die in den vorausgegangenen gericht⸗ 
lichen Verhandlungen wenigſtens theilweiſe von den Gerichten für 
die Ablehnung ihrer Competenz geltend gemachte Behauptung, daß es 
ſich bei dieſer Streitſache nur um die Entſcheidung handle, ob die 
klagende Gemeindefraction San Lugano ein Gemeindeglied der allge⸗ 
meinen Gemeinde Fiemme ſei oder nicht, keineswegs als begründet 
dar, da ihr die, nach einer ganz zutreffenden Bemerkung des tiroliſchen 
Landesausſchuſſes nur aus einer ganz irrigen Verdeutſchung des Aus⸗ 
druckes: „Comunitä (nicht comune) generale“ mit „allgemeiner Ge⸗ 
meinde“ hervorgegangene, aber nach der vorausgeſchickten Auseinander⸗ 
ſetzung thatſächlich und rechtlich völlig unbegründete Vorausſetzung zu 
Grunde liegt, daß die Comunitä generale von Fiemme als eine po⸗ 
litiſche Gemeinde und beziehungsweiſe als ein Inbegriff von eilf poli⸗ 
tiſchen Gemeinden im Sinne der Gemeindegeſetze anzuſehen ſei. 

Die hiemit von dem Reichsgerichte ausgeſprochene Competenz 
der Civilgerichte zur Entſcheidung des in Rede ſtehenden Vieinats⸗ 
rechtsſtreites kann endlich auch nicht durch die dagegen, ſo wie für 
die Competenz der Verwaltungsbehörden in den vorausgegangenen 
Verhandlungen von den l. f. politiſchen Behörden aus den für Tirol 
beſtandenen und jetzt beſtehenden Gemeindegeſetzen hergeholten Ausfüh⸗ 
rungen entkräftet werden; denn was vorerſt das frühere Gemeinde-Re⸗ 
golamento für Tirol vom 14.25. Auguſt 1819 (tirol. Prov⸗Geſetz⸗ 
Samml. Band 6, S. 755) betrifft, ſo hat dasſelbe mit keinem Worte 
des in einigen ſüdtiroliſchen Gemeinden beſtehenden Unterſchiedes zwi⸗ 
ſchen Vieink und Non⸗Vicini, oder überhaupt von dem Vicinatsrechte 
eine Erwähnung gemacht und eben ſo wenig zunächſt die privatrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe der Gemeinden, ſondern vielmehr die politiſche 
Organiſation und die adminiſtrative Wirkſamkeit derſelben geregelt. 
Dazu kommt, daß gerade die in dieſem Regolamento vorkommenden 
nur zwei privatrechtlichen Beſtimmungen, wornach vermöge § 2 die 
bei einigen Gemeinden Tirols nach alter Uebung beſtehende Einkaufung. 
von Gemeindegliedern einſtweilen belaſſen werden ſoll und wornach im 
§ 3 das verjährte Eigenthum der Gemeindeglieder über die gemein⸗ 
ſchaftlichen Güter und Realitäten als durch das alte Herkommen 
geheiliget erklärt worden iſt — gewiß nicht auf eine Abſicht der Ge⸗ 


ſetzgebung hindeuten, daß durch dieſes Regolamento eine Alterirung 


Folge der vollkommeneren Ausbildung der ſtaatlichen Souveränelät der] der in einzelnen Gemeinden beſtehenden privatrechtlichen Verhältniſſe, 


oder gar die Aufhebung des hie und 
herbeigeführt werden ſollte. 

Eben fo wenig geſchah dies durch das ſpatere allgemeine, alſo 
auch für Tirol geltende Gemeindegeſetz vom 17. März 1849, Nr. 
170 R. G. Bl., indem der § 26 desſelben vielmehr ausdrücklich feſt⸗ 
ſetzt: „Die privatrechtlichen Verhältniſſe überhaupt und ine beſondere 
die Eigenthums⸗ und Nutzungsrechte ganzer Claſſen oder einzelner 
Glieder der Gemeinde bleiben ungeändert“, wie denn auch die jetzt 
geltende Gemeindeordnung von Tirol vom 9. Jänner 1866 im § 63 
die, in Beziehung auf das Recht und das Maß der Theilnahme an 
den Nutzungen (ſelbſt) des Gemeindegutes für Einzelne beſtehenden 
ſpeciellen Rechtstitel ausdrücklich gewahrt hat. 

Aber auch der ſich ſpeciell auf das Vieinat im Fleimſerthale 
beziehende Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 19. October 1849 
(im tirol. L. G. B. pag. 5, Nr. 10) hat an den privatrechtlichen 
Beziehungen der oftgenannten Comunitä generale von Fleims (Fiemme) 
nichts geändert. indem er ſchon nach feiner Ueberſchrift nur das Ver⸗ 
hältniß der Vieinit und Non⸗Vieini zur Gemeinde, alſo nur das poli⸗ 
tiſche Gemeindeverhaͤltniß regelte, und im 3. und 4. Alinea den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Vieini und Non⸗Vieini in der Generalgemeinde von 
Fleims nur in der Beziehung als ſchon von der sitalieniichen Regie⸗ 
rung über Tirol aufgehoben und auch jetzt als nicht mehr beſtehend er⸗ 
klärt: „daß Perſonen, welche nach § 8 des prov. Gemeindegeſetzes 
(vom 17. März 1849) durch Haus⸗ oder Grundbeſitz oder einen 
ſteuerbaren Erwerb in der Gemeinde anſäßig geworden find, nicht 
mehr vom Gemeindeverbande ausgeſchloſſen ſein ſollen“ und beifügt: 
„daß anch die Non⸗Vicini, wenn bei ihnen die Bedingungen des 
Gemeindegeſetzes eintreffen, ohne weiteres als Gemeindebürger anzu⸗ 
ſehen ſeien, folglich auch auf die mit dieſer Eigenſchaft verbundenen 
Rechte und insbeſondere auf das active Wahlrecht Anſpruch haben“. — 
Daß nun durch dieſe offenliegend nur den politiſchen Gemeinde⸗Verband 
regelnden Beſtimmungen einer bloßen Miniſterial⸗Verordnung nicht 
auch die beſtehenden privatrechtlichen Beziehungen der Vieini und Non⸗ 
Vicini in Fleims zu einander aufgehoben oder abgeändert werden 
ſollten und konnten, zeigen überdies auch alle folgenden Beſtimmungen 
dieſes Miniſterialerlaſſes und insbeſondere das vorletzte Alinea, in 
welchem der Schutz des verjährten auf Privatrechtstitel gegründeten 
Eigenthums der Bürgerclaſſe der Vieini, ſowie durch die bisherigen 
Geſetze, auch in Zukunft ausgeſprochen wird. i 

Da alſo auch durch alle dieſe für Tirol gegebenen Gemeinde⸗ 
geſetze und Verordnungen das Vicinatsrecht von Fiemme, inſoweit es 
privatrechtlichen Inhalts iſt, und auf privatrechtlichen Titeln be⸗ 
ruht, nicht nur nicht alterirt, ſondern ausdrücklich aufrecht erhalten 
worden iſt, fo müſſen, wenn über die Zuſtändigkeit desſelben an ein⸗ 
zelne Perſonen oder Gemeinden ein Streit enlſteht, auch jetzt noch, 
und mußten daher auch im verliegenden Falle von dem Reichsgerichte 
die Gerichte als die zur Entſcheidung eines ſolchen Privatrechtsſtreites 
kompetenten Behörden erkannt werden“. E. 


da geltenden Vicinatsrechtes 


Derordnung. 


Zuſchrift des Miniſters des Innern zur Zahl 4443/72 an die Landeschefs von 
Böhmen, Mähren und Schleſien, in Betreff der Regelung der Einflußnahme der 
politiſchen Behörden bei der Errichtung neuer Laudtafeleinlagen. 


Es iſt von den Gerichtsbehörden in Böhmen und von der dortigen Statthal⸗ 
terei die Frage angeregt worden, ob mit Rückſicht auf das erfloſſene Landesgeſetz über 
die Theilbarkeit der Gründe bei Geſuchen um die Erhöhung einer neuen Landtafel⸗ 
einlage für ein Trennſtück eines Landtafelkörpers, oder für einen, aus einem Grund⸗ 
buche in die Landtafel zu übertragenden Grundbuchskörper der Conſens der politiſchen 
Landesſtelle zur Eröffnung einer ſolchen Einlage noch fortan erforderlich ſei oder nicht. 

Ich habe nicht ermangelt, dieſe Frage einvernehmlich mit dem Herrn Juſtiz⸗ 
minifter der eingehendſten Würdigung zu unterziehen. 

Bei der Wichtigkeit derfelben und bei den Verſchiedenheiten des in dieſer Be⸗ 
ziehung eingehaltenen Vorganges fand ſich der Herr Juſtizminſſter bewogen, beim 
oberſten Gerichtshof um die Bekanntgebung ſeiner Anſicht in dieſer Angelegenheit an · 
zuſuchen. Der oberſte Gerichtshof hat laut der, dem Herrn Juſtizminiſter unterm 
12. Juni 1872, 3. 4862, 5866 und 5956 gemachten Eröffnung die in Rede ſtehende 
Frage elner Plenarberathung unterzogen, auf Grund welcher er feine Anſicht hierüber 
dahin zu präciſtren fand, daß, wenn um die Eröffnung einer neuen Landtafeleinlage 
für das Trennſtück eines Landtafelkörpers, oder für einen, aus einem anderen Grund ⸗ 
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buche in die Landtafel zu übertragenden Grundbuchskörper angefucht wird, mit Rück⸗ 
ſicht auf die Miniſterialverordnung vom 30. Juni 1858, Nr. 100 R. G. Bl. und den 
§ 16 des Geſetzes vom 6. Februar 1869, R. G. Bl. Nr. 18, der Conſens der politi⸗ 
ſchen Landesſtelle auch dermal erforderlich und der Nachweis über deſſen Erlangung 
von der Partei dem Gerichte ſchon mit dem bezüglichen Tabulargeſuche vorzulegen ſei. 

Da es bei die em in Mitte liegenden Beſchluſſe des oberſten Gerichtshofes auch 
dortlands vorkommen wird, daß Parteien bei der politiſchen Landesbehörde um den 
Conſens zur Eröffnung der Landtafeleinlage anſuchen und durch die Ablehnung der 
Competenz zur weiteren Ertheilung ſolcher Conſenſe die Parteien außer Stand geſetzt 
würden ihre Tabulargeſuche in der vom Gerichte erforderlich erachteten Weiſe zu 
inſtruiren, beehre ich mich Hochdenſelben von dem obigen Beſchluſſe des oberſten Ge⸗ 
richtshofes mit dem Erſuchen in die Kenntniß zu ſetzen, das Entſprechende gefälligſt 
einleiten zu wollen, damit von Seite der Landesbehörde in Fällen dieſer Art in die 
e Prüfung und Erledigung des an ſie geſtellten Anſuchens eingegangen 
werde. ; 


Damit jedoch die politische Landesbehörde bei der Beurthellung ſolcher Geſuche 
nicht ohne beſtimmte Cynoſur bleibe, finde ich im Hiublicke auf den durch die beſtehenden 
Verfaſſungseinrichtungen bekräftigen Charakter der Land und Lehentafel und ohne 
der ſonftigen geſetzlichen Würdigung der einzelnen Fälle vorzugreifen, als Norm für 
die Erledigung ſolcher Geſuche zu beſtimmen, daß der Conſens zur Ertheilung einer 
neuen Landtafel⸗ oder Lehenstafeleinlage überhaupt nicht zu ertheifen ſei, wenn die 
Jahresſchuldigkeit an directen Steuern, welche auf die den Gegenſtand der neuen Ein- 
lage bildende Realität entfallen würde, jenen Cenfus nicht erreicht, welcher in der 


Landtagswahlordnung als Bedingung des Wahlrechtes in der Wählerclaſſe des großen 
Grundbeſitzes feſtgeſetzt iſt. 


TT 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hof⸗ und Miniſtertalrath im Miniſteriur 8 
Aeußern Johann Freih. v. Vesque⸗Püktli ngen anläßlich deſſen Derflonknune 
den Titel und Charakter eines Sectionschefs tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben die erledigte Miniſterialrathsſtelle im Miniſterkum des 
Aeußern dem mit Titel und Charakter eines Hof⸗ und Miniſterialrathes bekleideten 
Karl Freih. v. Bu ſchmann, die Sectionsrathsſtelle dem mit Titel und Charakter 
eines Sectionsrathes betheilten Johann Frelh. v. V esque⸗Püttlingen und die 
Hof⸗ und Miniſterial⸗Secretärsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hof und 
Miniſterialſecretärs bekleideten Philipp Nertel verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Koftialow Peter Jandourek 
das Mere ie Mose mit gi Krone verliehen. 

‚Seine Majeſtät haben den Handelsmann Francesco Fonta . 
deten en a 100 ng ernannt. f 1 

Seine Majeſtät haben die Legationdräthe zweiter Kategorie Gabriel Freiber 
v. Herbert⸗Rathkeal, Karl Grafen Zakuskt und Anton Grafe Jo en. 
ſtei n 565 eie Mae erſter Kategorie ernannt. 

eine Majeſtät haben die mit Titel und Charakter von Secttonsrät beflei⸗ 
deten Hofſecretäre des oberſten Rechnungshofes Friedrich Fiſcher und he Freih 
v. Lichtenthurn zu wirklichen Sectiensräthen ernannt. ; 
g Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im Miniſterium des Innern Hermann 
Wehrenfennig bei deſſen Austritte aus dem Staatsdienſte den Titel einer Bau⸗ 
rathes lin Mae 0 
eine Mafeſtät haben den Rechnungsofficialen im k. k. Miniſterium fü 5 
desvertheidigung Georg Seidl und Vincenz mn den Su) and Ghkunter 
von Rechnungsräthen verliehen. 5 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär bei der Finanzlandesdirection für 
Tirol und Vorarlberg Johann Haslmayr Ritter v. Graſſegg und dem Ober⸗ 
amtsdirector Adolf v. Haumeder in Innsbruck taxfrei den Titel und Charakter 
eines ne al ; 5 

seine Mafeſtät haben die unbeſoldeten Geſandtſchaftsattaches Alois ürſten 
Liechtenſtein, Dr: Franz Schießl, Karl Freih. v. Walkers tech n und Auth 
Ritter von und zu Eiſſenſtein⸗Chotta zu Honorarlegationsſecretären ernannt. 

Der Miniſter des kaiſerlichen Hauſes und des Aeußern har dem Conceptsad⸗ 
juncten im Mintſterium des Aeußern Stefan Edl. v. Pilat eine dortamts erledigte 
ſyſtemiſirte Hof⸗ und Miniſterial Conelpiſtenſtelle verliehen. 

Der Handelsminiſter hat die bei der Poſtdirecrion in Lemberg neu ſyſtemlſirte 
Vicedirectorsſtelle mit dem Titel und Charakter eines Poſtrathes dem dortigen Poſt⸗ 
directionsſecretär Jakob Navratil verliehen. 1 
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Erledigungen. 


Controlorsſtelle bei dem k. k. Central⸗Stempelmarkenverſchleißmagazine in 

Wien mit 1000 fl eventuell eine Oberamtsofficialsſtelle mit 900 fl. Gehalt und beide 

Stellen mit 200 fl. Quartiergeld, gegen Cankton, bis 20. Dec. (Amtsblatt Nr. 272.) 

Kanzliſtenſtelle beim Miniſterium des Innern mit 500 fl. Gehalt und 100 fl. 

Quartiergeld, bis Mitte Jänner 1873, (Amtsblatt Nr. 272.) 8 

Bezirkshauptmannsſtelle erſter Claſſe mit 1800 fl. eventuell zweiter Claſſe mit 

1600 fl. Gehalt in Steiermark (Amtsblatt Nr. 272.) 

Telegraphenamtsaſſiſtentenſtellen II. Cl. u. zw. im Bezirke der k. k. Telegraphen⸗ 

direction in Wien 6, Innsbruck 6, Graz 5, Trieſt 11, Zara 4, Brünn 8, Pra 19, 

12 0 ab für Wien En 7 918 dieſen Dienſtesſtellen ift der Gehalt üchrlich 
-und für Wien und Trieſt das Quartiergeld jährlich 120 fl. nden, b 

18. December. (Amtsblatt Nr. 272.) 352 en en, 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


